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Geſetz-Sammlung 
a für die a 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 57. 


(Nr. 6231.) Verordnung wegen Einberufung der beiden Käufer des Landtages der 
Monarchie. Vom 28. Dezember 1865. 


9 Wi 2 ! 5 ; = 3 7 a : 
Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
verordnen, in Gemaͤßheit des Artikels 51. der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 


31. Januar 1850. auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Die beiden Haͤuſer des Landtages der Monarchie, das Herrenhaus und 
das Haus der Abgeordneten, werden auf den 15. Januar k. J. in Unſere Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Berlin zuſammenberufen. 8 

Das Staatsminiſterium wird mit der Ausfuͤhrung dieſer Verordnung 
beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Dezember 1865. 


(. S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 
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Ausgegeben zu Berlin den 31. Dezember 1865. 


N 
% 


(Nr. 6232.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
„ des Kreiſes Heydekrug, im Regierungsbezirk Gumbinnen, im Betrage von 
60,000 Thalern. Vom 30. Oktober 1865. . BER 


BD, Mein, vo dee S 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 
Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Kreiſes Heydekrug, im Regierungs⸗ 
bezirk Gumbinnen, auf den Kreistagen vom 26. März 1864. und 30. Januar 
1865. beſchloſſen worden, die nothwendigen Geldmittel ſowohl zur Ausfuͤhrung 
der vom Kreiſe uͤbernommenen unentgeltlichen Hergabe des zum Bau einer 
Eiſenbahn von Tilſit nach Memel erforderlichen Grund und Bodens im Betrage 
von 40,000 Thalern, als auch zur Uebernahme von Stammaktien im Betrage 
von 20,000 Thalern im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den 3 
Antrag der gedachten Kreisftände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, 
mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Obligationen zu 
dem angenommenen Betrage von 60,000 Thalern ausſtellen zu durfen, in Ge⸗ 
mäßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obli⸗ 
gationen zum Betrage von 60,000 Thalern, in Buchſtaben: ſechszig Tauſend 
Thalern, welche in folgenden Apoints: = 


25,000 Thaler zu 500 Thaler = 50 Stuͤck, 
20,000 = „200 10 = 
15,000 E - 100 150 = 


= 60,000 Thaler, ; a 
; nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
% fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen⸗ 
den Folgeordnung jährlich vom Jahre 1867. ab mit wenigſtens jährlich Einem 
Prozent des Kapitals und dem Betrage der erſparten Zinſen der ausgelooſten 
Obligationen zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obli⸗ 
gationen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt 
durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. FA 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 30. Oktober 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 4 


he 


— 


Dröpms Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
Obligation 
des Kreiſes Heydekrug 


Auf Grund der item beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 
26. Maͤrz 1864. und 30. Januar 1865. wegen Aufnahme einer Schuld von 
60,000 Thalern bekennt ſich die kreisſtaͤndiſche Finanzkommiſſion des Kreiſes 
Heydekrug für den Bau einer Eiſenbahn von Tilſit nach Memel durch dieſe, 

für jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung 
zu einer Darlehnsſchuld von Thalern, in Buchſtabe nnn 
Thalern Preußiſch Kurant, nach dem geſetzlich beſtehenden Muͤnzfuße, welche 
fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 60,000 Rthlr. geſchieht vom 

Jahre 1867. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 

von jaͤhrlich wenigſtens Einem Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen 
von den getilgten Schuldverſchreibungen. 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1867. ab in dem Mo⸗ 
nate Juni jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie die 
gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung 
erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 

Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem 
Zahlungstermine in dem Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Gumbinnen und dem amtlichen Organe der Kreis 
behoͤrde zu Heydekrug. 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 2. Juli, von heute ab 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

(Nr. 6232.) 153° bei 


der Kreis: Kommunalkaſſe in Heydekrug, und zwar auch in der nach dem 
itt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. „„ 
Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 


8 bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Faͤlligkeitstermine 


zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 8 5 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schulb⸗ 
verſchreihungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. H. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Heydekrug. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verfjaͤhrungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 

gezahlt werden. s f 5 


Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 5 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗-Kommu⸗ 
nalkaſſe zu Heydekrug gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geschehen iſt. SEEN 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 5 Dr 

6 . e zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. „ Br 


a Heydekrug, den en ee * 


Die kreisſtändiſche Jinanzkommifſton des Kreises Heydekrug. 


Anmerkung. Die Unterſchriften ſind eigenhaͤndig zu unterzeichnen. 


— — ꝑ Vn —-— 


33 Zins ⸗ 


5 zu der 


3 Obligation des . Kreiſes 
Be: EFF 00: 
3 über 


Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Sisto empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 


„ Dhalern Silbergroſchen 55 der mes Kommmnalkaſe zu Heydekrug. 
Heydekrug, den nnn ³ 
Die kreisſtändiſche Fnaenlan des Kreiſes kee 
(Namen.) 


Deieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 

Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 

Schluſſe des Jahres der Fälligkeit an gerechnet, 

erhoben wird. 

Anmerkung: Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion koͤnnen mit 
115 Lettern oder Fakſimile-Stempeln gedruckt werden, doch muß jeder Zins⸗ 

Kupon mit der eigenhaͤndigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten 

verſehen werden. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


ee, 


Kreis⸗Obligation des Heydekruger Kreiſes. 
Dier Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
e l des Heydekruger Kreiſes 

H n a SDALEE 


* 


timirten Inhabers der Obligation kein eee erhoben iſt. 
5 Heydekrug, den enn 


Die kreisſtändiſche e des Kreiſes Hepberrüg 
(Stempel.) 
Anmerkung: Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion koͤnnen mit 
2 Lettern oder Fakſimile⸗Stempeln gedruckt werden, doch muß jeder Talon 
mit der eigenhaͤndigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verfehen 
werden. 


o 


Our. 62326233 (Ir. 6233.) 


\ —*» Thaler zu 11 Prozent Zinſen uber Thaler 


alben 18... und ſpaͤterhin die Age der vorbenannten Kreis⸗Obligation fuͤr 
= das Halbjahr CCC mit (in Buchſtaben) 


die ‚te. Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18. bei der Kreis⸗ 5 
Kommunalkaſſe zu Heydekrug, ſofern dagegen Seitens des als ſolchen RBB: E 


* 
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(Nr. 6233.) Privilegium wegen Aus gabe auf den Inhaber lautender Obligationen der a 
5 Stadt Solingen zum Betrage von 100,000 Thalern. Vom 13. Novem⸗ 
ber 1865. 5 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


ertheilen, nachdem die Stadtverordneten-Verſammlung zu Solingen darauf an⸗ 
getragen hat, zum Zwecke der Regulirung der ſtaͤdtiſchen Schuldverhaͤltniſſe und 
zur Beſtreitung der Koſten mehrerer ſtädtiſcher gemeinnuͤtziger Einrichtungen ihr 
zur Aufnahme eines Darlehns von 100,000 Thalern, geſchrieben: Einhundert 
Tauſend Thalern, gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zins⸗ 
kupons verſehener Obligationen Unſere landesherrliche Genehmigung zu ertheilen, 
und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde ſowohl als der Glaͤu⸗ 
biger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2, des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs⸗ 
verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
Unfere landesherrliche Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obligationen 
unter nachſtehenden Bedingungen: a 


§. 1. 


Es werden ausgegeben: f 


a) 500 Obligationen, jede zu 100 Thaler, ausmachend zuſammen 50,000 Thaler, 
b) 250 99 50,000 


- 


2 2 


= 


in Summa = 100,000 Thaler. . 


Die Obligationen werden mit vier einhalb vom Hundert jährlich. ver⸗ 
zinſt und die Zinſen jedes Jahr am 30. Juni und 31. Dezember von der 
ſtaͤdtiſchen Gemeindekaſſe zu Solingen gegen Rückgabe der ausgefertigten Zins⸗ 
kupons gezahlt. a 


Zur Tilgung der Schuld wird alljaͤhrlich Ein Prozent von dem Kapital⸗ 
betrage der ausgegebenen Obligationen nebſt den Zinſen der eingeloͤſten Obli⸗ 
gationen verwendet, ſo daß in neun und dreißig Jahren die ſaͤmmtlichen Obli⸗ 
gationen eingeloͤſt ſein werden. Der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, 
den Tilgungsfonds mit Genehmigung Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf zu ver⸗ 
ſtärken und dadurch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. 


i Den Inhabern der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die 
Stadtgemeinde zu. : | 


§. 2. 


Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und 
Tilgung der auszugebenden Obligationen betreffen, wird von der Stadtverordneten⸗ 
Berſammlung eine Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gewählt, welche fuͤr die treue 
Befolgung der gegenwaͤrtigen Beſtimmungen verantwortlich iſt und zu dem 
Ende von Unſerer Regierung in Düffeldorf in Eid und Pflicht genommen ie 
8 le⸗ 


Dieſelbe ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen eins aus der Stabt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung und die beiden anderen aus der Buͤrgerſchaft zu 
waͤhlen ſind. 5 0 f 5 e 


H. 3. 


Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern, und zwar die 
Obligationen zu 100 Thalern von 1 bis einſchließlich 500, jene zu 200 Tha⸗ 
lern von 501 bis einſchließlich 750 mit ausdrücklicher Bezeichnung als „zweite 
„Emiſſion“ nach dem beiliegenden Schema ausgeſtellt, von dem Buͤrgermeiſter 
; 2 und den Mitgliedern der Schuldentilgungs-Kommiſſion unterzeichnet und von 
dem Rendanten der ſtaͤdtiſchen Gemeindekaſſe kontraſignirt. 5 FR 
Denſelben iſt ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufügen. 


H. 4. 


Dien Obligationen werden fuͤr die naͤchſten fuͤnf Jahre die Zinskupons 
nach dem anliegenden Schema beigegeben. 
= Mit dem Ablauf diefer und jeder folgenden fünfjährigen Periode werden 
, nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung neue Zinskupons durch die ſtaͤdtiſche 
Gemeindekaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, und wird, daß 
dies geſchehen, auf den Obligationen vermerkt. 
Die Kupons werden von dem Rendanten der gedachten Kaſſe unterſchrieben. 


F. 5. 


Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Be⸗ 
trag derſelben an den Vorzeiger durch die ſtaͤdtiſche Gemeindekaſſe gezahlt. 
Auch werden die faͤlligen Zinskupons bei allen Zahlungen an dieſe Kaſſe, 
namentlich bei Entrichtung der Kommunalſteuern und ſtaͤdtiſchen Pachtgelder, in 
Zahlung angenommen. 5 


H. 6. 
5 Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 
fuͤnf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung prafentirt werden; die dafür 
ausgeſetzten Fonds ſollen nach den Beſtimmungen der ſtaͤdtiſchen Behoͤrden zu 
milden Stiftungen verwendet werden. 


§. 7. 


g Die nach der Beſtimmung unter F. 1. einzuloͤſenden Obligationen werden 
jährlich durch das Loos beſtimmt. Die ausgelooſten Nummern werden wenig⸗ 
ſtens drei Monate vor dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht. 


§. 8. 


1 Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Buͤrgermeiſters durch 
die Schuldentilgungs-Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher zur Öffentlichen 
Lr. 6238) Kennt: 


2 


SE 


9 


Kenntniß zu bringenden Termine, in welchem dem Publikum der Zutritt ges 

ſtattet iſt. 5 ; ; 3 
Aueber die Verlooſung wird ein von i e und den Mit⸗ 
gliedern der Kommiſſion zu unterzeichnendes Protoko f 


aufgenommen. 


H. 95 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu 
beſtimmten Tage nach dem Nominalwerthe durch die ſtaͤdtiſche Gemeindekaſſe 
an den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit dieſem 
Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooften Obligationen auf. n 
Mit letzterem ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine 
fälligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, fo wird der Betrag 
der fehlenden Kupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung dieſer 
Kupons verwandt. 5 


$. 10. 


Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen , welche nicht 
binnen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt 
werden, ſollen der Verwaltung der Sparkaſſe der Stadt Solingen als zins⸗ 
freies Depoſttum uͤberwieſen werden. a . 

Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbetraͤge duͤrfen nur auf eine von 
der Schuldentilgungs⸗Kommiſſton kontraſignirte Anweiſung des Buͤrgermeiſters 
zu beſtimmungsmaͤßiger Verwendung an den Rendanten der ſtädtiſchen Ge⸗ 
meindekaſſe verabfolgt werden. Die deponirten Kapitalbetraͤge find‘ den In⸗ 
habern der Obligationen laͤngſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obli⸗ 
gationen bei der gedachten Kaſſe durch dieſe auszuzahlen. 


§. 11. 


Die Nummern der ausgelooften, nicht zur Einlöſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen ſind in der nach der Beſtimmung unter $. 7. jaͤhrlich zu erlaſſenden 
Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden dieſe Obligationen, 
dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren 
nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt, auch nicht, der Beſtim⸗ 
mung des H. 14. gemäß, als verloren oder vernichtet angemeldet, ſo ſollen nach 
deren Ablauf die Obligationen als getilgt angeſehen werden und die dafuͤr 
deponirten Kapitalbetraͤge der ſtaͤdtiſchen Verwaltung zur Verwendung fuͤr 
milde Stiftungen anheimfallen. a 


1 


> 


2, | 


x Für die Verzinſung und Tilgung der Schulden haftet die Stadtgemeinde 

mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſaͤmmtlichen Einfünften und kann, 
wenn die Zinſen oder ausgelooſten Obligationen nicht zur rechten Zeit gezahlt 
werden, die Zahlung von den Glaͤubigern gerichtlich verfolgt werden. 


§. 13. 


SH 3 5 5% 
S 


| 9 9. 455 

Die in den HH. 4. 7. 8. und 11. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
erfolgen durch die Solinger Lokalblaͤtter, die Elberfelder und Colner Zeitung 
en a Amtsblatt oder den öffentlichen Anzeiger Unſerer Regierung zu 
uͤſſeldorf. Z 


$. 14. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder der 
Zinskupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine Bezug habenden Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebotes und der 
Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 13. mit 
nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die in H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdti⸗ 
ſchen Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. 

Dieſer werden alle diejenigen Gefchäfte und Befugniſſe beigelegt, 
welche nach der angefuͤhrten Verordnung dem Schatzminiſterium zu⸗ 
kommen; gegen die Verfuͤgungen der Kommiſſion findet jedoch der 
Rekurs an Unſere Regierung zu Duͤſſeldorf ſtatt; 


b) das in H. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem 
Landgerichte, wozu die Gemeinde Solingen gehört; 


c) die in den HH. 6. 9. und 12. derſelben vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch die im H. 13. dieſer Beſtimmungen angefuͤhrten 
Blaͤtter geſchehen; 

d) an die Stelle der in F. 7. der Verordnung erwaͤhnten ſechs Zins⸗ 
zahlungstermine ſollen vier und an die Stelle des im F. 8. erwähnten 
achten Zinszahlungstermins ſoll der fuͤnfte treten. 

a Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 

gegenwärtige, durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringende 
landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem 

Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 

Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten 

des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 13. November 1865. 
(J. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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weite enten 


Hr 


uͤber 


Thaler Kurant. 


125 De Endesunterzeichneten, durch das e Alehöchſte Privilegium vom 
a hierzu ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und bekennen ini daß 
der Inhaber dieſer Obligation die Summe von Thalern Kurant, 
deren Empfang ſie beſcheinigen, an die Stadtgemeinde Solingen“ zu fordern 8 


Die auf vier einhalb Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen ſi ft nd am 
. jeden Jahres faͤllig, werden aber nur gegen Näeee, der aus⸗ 
N dehebenen Zinskupons gezahlt. 4 5 


5 Das Kapital wird durch Verlooſung Bach werden, weshalb eine 
Kuͤndigung Seitens des Glaͤubigers nicht zulaͤſſig iſt. 


Die näheren Bedingungen ſi ſind in dem umſtehend abgedruckten Privilegium 
enthalten. 


Solingen, den ae 


Der Bü EINE, Die ftä ädtiſche Shulentigungs 
| | u A 
N. N. | N. N. N. N. N. N. 


Eingetragen Konto Kae Be Gierzu . Kupons. 
3 ; 55 8 nu, 9 25 


Der ſtadtiſche Gemeinde E Empfänger. 


über > mans „ e 


ö Thaler Aurant. 


a Anbaber dieſes 0 5 a er lee: 

nannten Solinger Stabtobligation 115 die Se Dili ee 
8 men aus der 1 Senäinbefafe gu Solingen: = 
55 . Kurant. 85 


3 225 5 
25 75 
HL 113050% 


der Btegenuefe, —_ De fa idtiſche Schuldentilqungs- 5 
e e „ Hoimpiſfn 1 


77%) u 


(NB. Die Namen des Bürgermeifters und der 
Kommiſſion werden gedruckt.) 


Eingetragen Fol. „der Kontrole. 


Der bee Gegend Gmpränge, 


W. 02386284) | 4 „ 


J.) Allerhoͤchſter Er 
vom 11. Febr 
den Waſſerſtraßen in der Provinz 
Deutſch⸗Eylau u. ſ. w. zu erhebende Abgabe von Kaͤhnen. 


5 Ai Ihren Bericht vom 18. d. M. beſtimme Ich, daß fortan die nach d 
Tarife vom 11. Februar 1861. (Geſetz⸗Samml. S. 171.) fuͤr die Benutzung 
der Kanäle und Schleuſen auf den Waſſerſtraßen in der Provinz Preußen zwiſchen 
den Orten Oſterode, Deutſch⸗Eylau u. ſ. w. zu erhebende Abgabe von denjeni 
Kaͤhnen, deren Tragfaͤhigkeit mehr als 1000 Zentner betraͤgt, nur in dem nach 
der Tragfaͤhigkeit von 1000 Zentnern ſich ergebenden Satze zu erlegen iſt. 


Dieſet Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zu veröffentlichen, 5 
7 Berlin, den 19. November 1865. A ee NE i 


E 


een 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenp i | 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
l Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Cr. 62380 


(Nr. 6235.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Dezember 1865., betreffend die Tarife zur Er⸗ 
f hebung der Abgabe fuͤr Benutzung der von der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft erbauten Rheinbruͤcke bei Coblenz. 


Ai Ihren Bericht vom 22. November d. I. genehmige Ich die beiden, mit 
Meiner Vollziehung hierneben zuruͤckgehenden Tarife, nach welchen die Abgabe 
fuͤr Benutzung der von der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft erbauten feſten 
Rheinbruͤcke bei Coblenz reſp. von Fuhrwerken ꝛc. und von Fußgaͤngern zu er⸗ 
heben iſt, mit der Maaßgabe, daß Abaͤnderungen dieſer Tarife nach Anhörung 
der Geſellſchaftsdirektion vorbehalten bleiben und daß die letztere verbunden iſt, 
in Streitigkeiten uͤber die Anwendbarkeit der Tarifbeſtimmungen die Entſchei⸗ 
dung der Regierung und in weiterer Inſtanz des Finanzminiſters und des 
Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten als endgültig zu be⸗ 
folgen. Der Tarif für Fuhrwerke ꝛc. foll von dem Zeitpunkte ab zur Anwendung 
kommen, welchen der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
mittelſt öffentlicher Bekanntmachung beſtimmen wird. 
2 Dieſer Erlaß ift nebft den Tarifen durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
oͤffentlichen. 


Berlin, den 4. Dezember 1865. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
d Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


2 re e ST; 

nach welchem das Brückengeld für die Benutzung der feſten 
i Brücke über den Rhein bei Coblenz von Thieren und Fuhr⸗ 

5 werken zu entrichten iſt. 


Vom 4. Dezember 1865. 


E⸗ wird entrichtet: 
N I. von Thieren: 
a) für ein Pferd, Maulthier oder Maulefel .........- 1 Sgr. 6 Pf. 
b) für ein Stuͤck Rindvieh oder einen Eſell 1233 


(Nr. 6235.) c) für 


oh für eine Ziege, ein Fohlen, Kalb, Schaaf, Schwein 
ober anderes kleines Vieh, welches frei geführt oder 


getrieben Wird 5 ir 
II. von Fuhrwerken: „„ 
a) für ein beladenes, neben der Abgabe zu I.. 3 — 
b) für ein unbeladenes desgleichen ... J 
©) für einen Handkarren, Handwagen oder Handſchlitten, 5 
beladen oder unbeladen .......- FEE C 
und außerdem für. den Fuͤhrer noc .. re F 


Anmerkung. Fuhrwerke, deren Radbeſchlaͤge hervorragende 
Kopfnaͤgel, Stifte oder Schrauben haben, zahlen 
die Abgabe ad II. a. b. und c. doppelt. 


Befreiungen. 
Bruͤckengeld wird nicht erhoben: | 


4) von Equipagen und Thieren, welche den Hofhaltungen des Königlichen 
Hauſes oder den Königlichen Geftüten angehören; „ 

2) von Militair- und Armeefuhrwerken nach folgenden näheren Beſtim⸗ 
mungen? \ 

a) von Militair aller Grade und von Militairbeamten in Uniform 
zu Pferde, desgleichen von den ſie begleitenden Dienern; 3 

b) vom Fuhrwerke, deſſen fich der Kommandant von Coblenz oder 
ein zum Feſtungsſtabe daſelbſt gehöriger Offizier in Uniform be⸗ 
dient, ohne Ruͤckſicht, ob das Fuhrwerk ihm gehoͤrt oder nicht; 
von anderem Fuhrwerk, worin ein Preußiſcher Offizier in Uniform 
ſich befindet, ſofern daſſelbe ihm gehoͤrt; 

e) von Fuhrwerken, welche der Armee angehören, auch bei fremdem 
Angeſpann; von Zugthieren, welche der Armee angehoͤren, auch 
wenn ſie vor fremde Fuhrwerke geſpannt ſind; = 

d) von Fuhrwerken, welche Militairperſonen oder der Armee an 
hoͤrige oder zu liefernde Gegenftande befördern, ſofern dieſelben 
von einem durch die Ordre der zuſtaͤndigen Behoͤrde dazu angewie⸗ 
ſenen Unteroffizier oder Armeebeamten gleichen oder hoͤheren Ranges 
begleitet werden; f : 3 

e) von Kriegsvorſpann auf Vorzeigung des Fuhrbefehls oder der 
Beſcheinigung der Ortsbehoͤrde auf der Hin⸗ und Ruͤckreiſe; RR: 

f) von Fuhrwerken, welche Fourage zur Fütterung von Dienſtpfer⸗ 
den des Militairs aus dem Magazin holen 

8) von Dienfipferden des Milſtairs, die zum Beſchlagen oder zur 
Reitbahn gefuͤhrt werden, oder daher kommen; 1 6 5 

3) von den Fuhrwerken und Thieren der mit Freikarten verſehenen und 
e 
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auf Dienſtreiſen begriffenen Königlichen Civilbeamten; Steuer-, Polizei⸗ 
und Poſtbeamte in Uniform beduͤrfen keiner Freikarte; 

4) von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte für Rechnung 

des Staats geſchehen; 2 

5) von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell-, Kariol⸗ und Reit⸗ 
5 poſten, nebſt Beiwagen, von öffentlichen Kurieren und Eſtafetten und 
5 195 von Poſtbefoͤrderungen leer zuruͤckkehrenden Poſtpferden und Fuhr⸗ 
werken; i 


und ahnlichen Nothſtaͤnden zu Hülfe eilen. 
Gegeben Berlin, den 4. Dezember 1365. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


a ri F 


nach welchem das Brückengeld für die Benutzung der feſten 
Brücke über den Rhein bei Coblenz von Fußgängern zu 
We i entrichten iſt. 


Vom 4. Dezember 1865. 


N E⸗ wird entrichtet: 
3 von jedem Fußgaͤnger mit oder ohne Laſ 2 Pfennige. 


Anmerkung: Kleine Kinder, welche auf dem Arm getragen 
werden, ſind bruͤckengeldfrei. 


Befreiungen. 


Bruͤckengeld wird nicht erhoben: 


1) vom Militair nach folgenden naͤheren Beftimmungen: 
a) vom Militair aller Grade und von Militairbeamten in Uniform, 
5 desgleichen von den ſie begleitenden Dienern; 
(Nr. 6235.) b) von 


= 6) von Thieren und Fuhrwerken, welche bei Feuersbruͤnſten, Waſſerfluthen 


Ne 


— U RUN 


— 1192 a 
. hh) von nicht uniformirten Militairbeamten auf die Beſcheinigung der 
en 1 Behörde, daß der Uebergang in g 
„ geſchehe; f i 

c) von Kriegsreſerviſten, Landwehrmaͤnnern oder Reſerviſten auf dem 
Wege zu ihrem Korps oder zur Uebung und von da zuruͤck, ſo⸗ 
fern ein Unteroffizier oder Offizier in Uniform ſie fuͤhrt, oder ſo⸗ 

fern ſie ſich durch die Einberufungsordre oder den Kriegsreſerve⸗ 
paß ausweiſen; = 

2) von Königlichen Civilbeamten bei Dienſtreiſen, fofern fie ſich durch 

Freikarten ausweiſen; von Steuer⸗ und Polizeibeamten in Uniform 
ohne beſondere Legitimation; = 


3) von Fußbotenpoſten; f a 
4) von Perſonen, welche bei Feuersbruͤnſten, Waſſerfluthen und ähnlichen 

Nothſtaͤnden zu Huͤlfe eilen; N 
5) von Civilgefangenen und deren Begleitung; 


6) von Alumnen öffentlicher mildthaͤtiger Anſtalten, ſofern ſie von einem 
Lehrer oder Vorſteher gefuͤhrt werden, und von dieſem ſelbſt; GE 


7) von Geiftlichen und den fie begleitenden Kirchendienern, welche Behufs 8 
Verrichtung kirchlicher Amtshandlungen die Bruͤcke benutzen. EL 


Gegeben Berlin, den 4. Dezember 1865. | 85 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplit⸗ | 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Ders er Dr u ; 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 5 ! 


